
 

 

 

 

ERLÄUTERUNG DER RECHTE DER AKTIONÄRE 

GEMÄß 

§ 121 ABS. 3 SATZ 3 NR. 3 AKTG 

 

In der Einberufung zur Hauptversammlung finden sich bereits im Abschnitt „Rechte der Aktionäre nach Art. 56 

Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131 Abs. 1 AktG“ Hinweise zu den 

Rechten der Aktionäre gemäß § 121 Abs. 3 S. 3 Nr. 3 AktG sowie zur Fragemöglichkeit gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes. Die nachfolgenden Angaben dienen zur weiteren Erläuterung. 

Aufgrund der besonderen Situation durch die COVID-19-Pandemie hat der Vorstand mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats in diesem Jahr entschieden, die Hauptversammlung 2020 gemäß § 1 Abs 1, Abs. 2 des Gesetzes über 
Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohneigentumsrecht zur Bekämpfung 

der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (COVID-19-Gesetz) ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ih-
rer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abzuhalten und dass Aktionäre an der Hauptversammlung 
im Wege der elektronischen Zuschaltung teilnehmen und ihre Stimme im Wege der elektronischen Kommuni-
kation (Briefwahl) abgeben können. Die Durchführung der ordentlichen Hauptversammlung 2020 als virtuelle 
Hauptversammlung nach Maßgabe des COVID-19-Gesetzes führt zu Modifikationen in den Abläufen der Haupt-
versammlung sowie bei den Rechten der Aktionäre.  

Wir bitten unsere Aktionäre deshalb in diesem Jahr um besondere Beachtung der nachstehenden Hinweise. 

 

I. Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung (Art. 56 Satz 2 und 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 
122 Abs. 2 AktG) 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 
500.000,00 (das sind 500.000 Aktien) erreichen („Quorum“), können verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Das Erfordernis eines Mindestanteilsbesitzes („Quorums“) 
ergibt sich für die Rechtsform der SE aus Art. 56 Satz 3 SE-VO i. V. m. § 50 Abs. 2 SEAG; es entspricht inhaltlich 
dem für die Rechtsform der deutschen Aktiengesellschaft geltenden Quorum gemäß § 122 Abs. 2 Satz 1 AktG. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schrift-
lich (§ 126 BGB) an folgende Adresse zu richten:  

New Work SE 
Vorstand 
Dammtorstraße 30 
20354 Hamburg 

 



 

 

und muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag der Hauptversamm-
lung und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens bis Dienstag, den 28. April 2020, 
24:00 Uhr (MESZ), zugehen.  

Im Unterschied zur Rechtsform der deutschen Aktiengesellschaft besteht bei der Rechtsform der Europäischen 
Aktiengesellschaft (SE) gemäß § 50 Abs. 2 SEAG kein zusätzliches Erfordernis, dass die Antragsteller nachwei-
sen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Ergänzungsverlangens Inhaber der Quo-
rums-Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung 
bekannt gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und 
solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Infor-
mation in der gesamten europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem unter der Internetadresse 
http://www.new-work.se/de/investor-relations/hauptversammlungen/hv-2020/ zugänglich gemacht und den 
Aktionären mitgeteilt. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen der SE-Verordnung (SE-VO), des SE-Ausführungs-
gesetzes (SEAG) und des Aktiengesetzes (AktG) lauten wie folgt: 

 

Artikel 56 SE-VO 
[Ergänzung der Tagesordnung] 

1Die Ergänzung der Tagesordnung für eine Hauptversammlung durch einen oder mehrere Punkte kann von 
einem oder mehreren Aktionären beantragt werden, sofern sein/ihr Anteil am gezeichneten Kapital mindestens 
10 % beträgt. 2Die Verfahren und Fristen für diesen Antrag werden nach dem einzelstaatlichen Recht des Sitz-
staats der SE oder, sofern solche Vorschriften nicht vorhanden sind, nach der Satzung der SE festgelegt. 3Die 
Satzung oder das Recht des Sitzstaats können unter denselben Voraussetzungen, wie sie für Aktiengesellschaften 
gelten, einen niedrigeren Prozentsatz vorsehen. 

 

§ 50 SEAG 

Einberufung und Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug) 

(2) Die Ergänzung der Tagesordnung für eine Hauptversammlung durch einen oder mehrere Punkte kann von 
einem oder mehreren Aktionären beantragt werden, sofern sein oder ihr Anteil 5 Prozent des Grundkapitals 
oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreicht. 

 

§ 122 AktG 

Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug) 

(1) 1Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 
des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; 
das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. 2Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversamm-
lung zu verlangen, an eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. 
[…] 

(2) 1In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder 
den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, verlangen, daß Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekanntgemacht werden. 2Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen. 3Das Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 
Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

http://www.new-work.se/de/investor-relations/hauptversammlungen/


 

 

 

II. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gem. §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des COVID-19-Gesetzes hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
Stimmrechtsausübung auf die Briefwahl beschränkt. Da somit keine Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevoll-
mächtigten in der Hauptversammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG möglich ist, können Gegenanträge 
gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung oder Wahl-
vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern auf dieser Hauptversammlung in-
folgedessen ausnahmsweise nicht gestellt werden.  

Gleichwohl wird den Aktionären die Möglichkeit eingeräumt, in entsprechender Anwendung der §§ 126, 
127 AktG Gegenanträge sowie Wahlvorschläge im Vorfeld der Hauptversammlung nach Maßgabe der nachste-
henden Ausführungen zu übermitteln.  

Gegenanträge und Wahlvorschläge nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG sind, wenn sie vor der Hauptversammlung 
von der Gesellschaft zugänglich gemacht werden sollen, ausschließlich an folgende Adresse zu richten:  

New Work SE 
Vorstand 
Dammtorstraße 30 
20354 Hamburg 
Telefax: +49 (0) 40-419131-44 
E-Mail: hv@new-work.se 

Die Gesellschaft macht Gegenanträge gem. § 126 Abs. 1 AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, der 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
http://www.new-work.se/de/investor-relations/hauptversammlungen/hv-2020/ zugänglich, wenn ihr die Ge-
genanträge mit einer Begründung mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung (wobei der Tag der Haupt-
versammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen sind), also spätestens bis Donnerstag, den 14. Mai 
2020, 24:00 Uhr (MESZ), unter der vorstehend angegebenen Adresse zugegangen sind. Anderweitig adressierte 
Anträge werden nicht berücksichtigt. Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags kann die Gesellschaft unter 
den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen absehen. Die Begründung eines Gegenantrags braucht 
nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen umfasst.  

Für Wahlvorschläge von Aktionären gelten die vorstehenden Sätze gemäß § 127 AktG sinngemäß. Wahlvor-
schläge von Aktionären brauchen jedoch nicht begründet zu werden. Eine Veröffentlichung von Wahlvorschlä-
gen von Aktionären kann außer in den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Fällen auch dann unterbleiben, wenn 
der Vorschlag nicht den Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort des Kandidaten enthält oder, bei Vorschlägen 
zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern, keine Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bilden-
dend Aufsichtsräten gemacht worden sind. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge werden in der Hauptversammlung allerdings in Übereinstimmung mit der 
Konzeption des COVID-19-Gesetzes nicht zur Abstimmung gestellt und auch nicht anderweitig behandelt. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes (AktG) lauten wie folgt:  

 

§ 126 AktG 
Anträge von Aktionären 

(1) 1Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stel-
lungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraus-
setzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft 

http://www.new-work.se/de/investor-relations/hauptversammlungen/


 

 

einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Ta-
gesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. 2Der Tag des 
Zugangs ist nicht mitzurechnen. 3Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Inter-
netseite der Gesellschaft zu erfolgen. 4§ 125 Abs. 3 gilt entsprechend.  

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluß der Hauptversammlung füh-
ren würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende Angaben oder 
wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu einer Hauptver-
sammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den letzten fünf Jah-
ren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht 
worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapi-
tals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und sich nicht 
vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von ihm mitgeteilten 
Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

2Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5 000 Zeichen 
beträgt.  

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung Gegenanträge, so kann der Vor-
stand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen.  

 

§ 127 AktG 

Wahlvorschläge von Aktionären (Auszug) 

1Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlußprüfern gilt § 126 
sinngemäß. 2Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. 3Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag 
auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und 
§ 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 

 

§ 124 AktG 

Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Beschlussfassung (Auszug) 

(3) […] 4Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, ausgeübten Beruf 
und Wohnort anzugeben. […] 

 



 

 

§ 125 AktG 

Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder (Auszug) 

(1) […] 5Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben 
zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mit-
gliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beige-
fügt werden. 

 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 COVID-19-Gesetz 

Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Be-
vollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern  

[…]  

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Briefwahl oder elekt-
ronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist, 

[…]. 

 

III. Fragemöglichkeit gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes 

Ein Auskunftsrecht der Aktionäre nach § 131 Abs. 1 AktG besteht in der präsenzlosen Hauptversammlung 
nicht. Angemeldete und am Tag der virtuellen Hauptversammlung im Aktienregister eingetragene Aktionäre 
haben jedoch wie nachstehend beschrieben die Möglichkeit, Fragen im Wege der elektronischen Kommunika-
tion zu stellen. 

 

Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes hat der Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats entschieden, dass ordnungsgemäß angemeldete und am Tag der virtuellen Hauptversammlung im 
Aktienregister eingetragene Aktionäre oder deren Bevollmächtigte die Möglichkeit haben, Fragen über Angele-
genheiten der Gesellschaft, die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen 
zu stellen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich 
ist. Das Fragerecht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu 
einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezo-
genen Unternehmen, da der Hauptversammlung zu Punkt 1 der Tagesordnung auch der Konzernabschluss und 
der Konzernlagebericht vorgelegt werden. 

Fragen von angemeldeten und am Tag der virtuellen Hauptversammlung im Aktienregister eingetragenen Aktio-
nären oder deren Bevollmächtigten sind ausschließlich im Wege elektronischer Kommunikation über das Akti-
onärsportal zu stellen. Die Zugangsdaten hierzu erhalten die Aktionäre mit ihren Einladungs- und Einberufungs-
unterlagen. Die Fragen müssen der Gesellschaft gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2, 2. Halbs. des COVID-19-Gesetzes spä-
testens bis zum Ablauf des Dienstags, 26. Mai 2020, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen. 

Der Vorstand entscheidet gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2, 1. Halbs. des COVID-19-Gesetzes nach pflichtgemäßem, 
freiem Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet. Fragen, die im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung 
nach den vorstehenden Regelungen beantwortet werden, werden in der Hauptversammlung ohne Nennung des 
Namens des Aktionärs verlesen und in einem Schrift-, Bild- oder Tonformat beantwortet. Bei der Wiedergabe 
der Fragen gilt § 126 Abs. 2 AktG analog. 



 

 

Die dieser Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation zugrunde liegenden Regelungen lauten 
(auszugsweise) wie folgt: 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz 

Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Be-
vollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern  

[…]  

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt wird, 

[…]. 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet; er kann 
auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommuni-
kation einzureichen sind. 

 

* * * * 

Hamburg, im April 2020 

New Work SE 

Der Vorstand 


